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I. Problemstellung 

Regelbindungen werden seit längerer Zeit als Alternative zur fall-
weise praktizierten Konjunkturpolitik in der Wirtschaftswissenschaft 
erwogen. Die Erörterung bezieht sich heute nicht mehr auf einzelne 
Handlungsbindungen, sondern auf ganze Regelsysteme. Die Intensität 
der Diskussion schwankt in Abhängigkeit von der Konjunktursituation. 
Ermessenbedingte Handlungsverzögerungen in der Hochkonjunktur 
lassen die Vorteile von gesetzlichen Handlungspfiichten besonders deut-
lich werden. Aber auch in den anderen Konjunkturphasen ist das Thema 
aktuell. Die außenwirtschaftlichen Konzepte einer Stabilisierung der 
Wechselkurse beinhalten ebenfalls häufig Regelmechanismen. 

Das Instrument der konjunkturpolitischen Regelbindung bedingt 
weitgehende rechtliche Änderungen, da in den Kompetenzbereich von 
Verfassungsorganen eingegriffen wird. Die Frage, welche verfassungs-
rechtlichen Grenzen einer Verwirklichung von Regelmechanismen ent-
gegenstehen, ist bisher völlig ungeklärt!. Die Beantwortung dieser Pro-
blemstellung hat sich die Arbeit zum Ziel gesetzt. Dabei wird vom 
Rechtssystem der Bundesrepublik Deutschland ausgegangen. 

Um Bedeutung, Gestaltungsmöglichkeiten und Probleme der Regel-
bindungen zu erkennen, erscheint es angebracht, auf das Konjunktur-
phänomen und die theoretischen Grundlagen der Konjunkturpolitik 
näher einzugehen. Die verfassungsrechtliche Beurteilung von Regelme-
chanismen schließt den gesamten Problembereich Konjunkturpolitik -
Grundgesetz ein. Abschließend ist die Frage zu beantworten, inwieweit 
es verfassungskonforme Regelsysteme gibt, die als Alternative zur 
diskretionär betriebenen Konjunkturpolitik gelten können. Zunächst 
ist der Begriff der konjunkturpolitischen Regelbindung zu definieren. 

1 Zuerst hat der Wiss. Beirat beim Bundesministerium für Wirtschaft und 
Finanzen auf dieses Problem hingewiesen. Vgl. Wissenschaftlicher Beirat 
beim Bundesministerium für Wirtschaft und Finanzen: Regelmechanismen 
und regelgebundenes Verhalten in der Wirtschaftspolitik, in: Sammelband 
der Gutachten von 1948 - 1972, Göttingen 1972, S. 612, 618. 



11. Begriff der Regelbindung 

Eine allgemein anerkannte Definition der Regelbindung hat sich bis-
her nicht herausgebildet. Einigkeit besteht darüber, daß durch eine 
Regelbindung Ermessensspielräume im wirtschaftspolitischen Entschei-
dungsprozeß aufgehoben werden sollen. Diese Verhaltensbindung steht 
also im Gegensatz zur üblichen diskretionär (fallweise) betriebenen 
Politik. über den erforderlichen Umfang der Handlungsbindungen ge-
hen die Meinungen aber auseinander. 

Der wirtschaftspolitische Entscheidungsprozeß kann in allen Phasen 
Beurteilungsspielräume aufweisen. Bei der Analyse der wirtschaftlichen 
Situation kann ein Diagnoseermessen auftreten. Es ist darauf zurück-
zuführen, daß die Zielformulierung ungenau ist oder die vorhandenen 
Daten zu jenem Zeitpunkt keine eindeutige Beurteilung der Lage erlau-
ben. Nach der Situationsanalyse stellt sich für die wirtschaftspolitischen 
Instanzen die Frage, ob überhaupt Maßnahmen ergriffen werden sollen. 
Das daraus resultierende Entschließungsermessen wird von der Lage-
beurteilung und der Prognose der weiteren Wirtschaftsentwicklung be-
stimmt. Die Festlegung der wirtschaftspolitischen Maßnahmen beinhal-
tet die Einschätzung der Wirksamkeit des verfügbaren Instrumenta-
riums und damit ein Auswahlermessen. 

Folgende Stufen einer wirtschaftspolitischen Handlungsbindung las-
sen sich unterscheiden1: 

- Nur das Diagnoseermessen wird ausgeschaltet, indem das oder die 
wirtschaftspolitischen Ziele exakt, d. h. in quantitativen Größen fest-
gelegt und geeignete Meßverfahren zur Analyse der wirtschaftlichen 
Situation bestimmt werden. Dagegen bleibt es in das Ermessen der 
Entscheidungsträger gestellt, ob und gegebenenfalls welche Maß-
nahmen ergriffen werden sollen. 

- Die zweite Stufe der Verhaltensbindung bezieht das Entschließungs-
ermessen ein. Neben die präzise Zielfestlegung tritt die Handlungs-
pflicht. Die Wahl der Instrumente bleibt frei. Für den Fall der Un-
tätigkeit ist eine Begründungspflicht vorzusehen. 

1 Vgl. die ähnliche Typologie des Wiss. Beirats beim Bundesministerium 
für Wirtschaft und Finanzen: Regelmechanismen ... , S. 600 ff. 
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- Die dritte Stufe schließlich umfaßt auch die Auswahl der Maßnah-
men. Die Instrumente werden vorgegeben. Eine völlige Ausschaltung 
des Auswahlermessens bedingt dabei eine Festlegung des Instru-
mentaleinsatzes nach Art, Zeitraum und Umfang. 

Die Festlegung des Begriffs "Regelbindung" ist wie jede Definition 
werturteilsbehaftet. Als wirtschaftspolitische Regelbindung wird in die-
ser Arbeit nur die letzte der genannten Stufen verstanden. 

Um ein Ermessen konsequent auszuschalten, muß die Regel weiter-
hin dauerhaft und nicht als Einzelfallnorm aufgestellt werden. 

Eine Regelbindung ist daher eine prinzipiell auf Dauer geltende 
Norm, in der die Durchführung von wirtschaftspolitischen Maßnahmen 
nach Art, Umfang und Dauer vorgeschrieben wird, wobei die Hand-
lungsanweisung entweder an eindeutig fixierte wirtschaftliche Tatbe-
stände geknüpft wird oder unabhängig vom laufenden Wirtschafts ge-
schehen erfolgt. 

Diese Definition soll näher erläutert werden. 

Die Beschränkung auf Normen der strikten Handlungsbindung er-
scheint im Hinblick auf die Themenstellung zweckmäßig. Nur eine der-
art enge Begriffsfassung trägt dem Grundgedanken der Regelbindung, 
Ermessensentscheidungen auszuschalten, vollständig Rechnung und läßt 
ihn einer verfassungsrechtlichen Beurteilung zugänglich werden. 

Die Definition vermeidet eine Anlehnung an technische Regelkreise, 
die sonst häufig zur Umschreibung von wirtschaftspolitischen Regeln 
herangezogen werden. Dabei wird von der Zuordnung von vorgegebe-
nen Maßnahmen zu gemessenen Zielabweichungen gesprochen. Die Wir-
kungen werden wiederum ständig gemessen (Rückkopplung) und führen 
nach der Regel gegebenenfalls zu Korrekturen des Instrumentaleinsat-
zes, bis das gewünschte Ziel erreicht ist. Diese Form der Regelbindung, 
die praktisch eine Nachbildung der herkömmlichen wirtschaftspoliti-
schen Entscheidungsprozesse darstellt2, wird zwar in der hier verwen-
deten Definition auch erfaßt. Um auch solche Regelvorschläge einzube-
ziehen, die nicht am laufenden Wirtschaftsgeschehen orientiert sind, er-
scheint aber die obige Begriffsbestimmung angebracht. 

Offen geblieben ist bisher, wer Adressat der Verhaltensnorm ist. Ge-
genstand der Untersuchung sind konjunkturpolitische Regelbindungen. 

2 Auf die Verwandtschaft von technischen Regelkreisen und wirtschafts-
politischem Kalkül hat als erster Föhl hingewiesen. FöhL, G.: Volkswirtschaft-
liche Regelkreise höherer Ordnung in Modelldarstellung, in: H. Geyer, W. 
Oppelt, Volkswirtschaftliche Regelungsvorgänge im Vergleich zu Regelungs-
vorgängen der Technik, Beihefte zur Regelungstechnik, München 1957, S. 50. 

2 Rehhahn 


